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Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Punkt 7 der Tagesordnung für die Hauptversammlung 

der mVISE AG am 19. Juni 2024 zum Erwerb eigener Aktien einschließlich der Verwendung 

unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 AktG 

 
 
 
Der Beschlussvorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat sieht auf der Grundlage von § 71 Abs. 1 

Nr. 8 AktG vor, die Gesellschaft durch die Hauptversammlung für höchstens fünf Jahre zum Erwerb 

eigener Aktien in Höhe von bis zu 10% des derzeitigen Grundkapitals zu ermächtigen. Der 

Vorstand verfügt derzeit über eine solche Ermächtigung, die bis zum 24. Juni 2024 befristet ist. Im 

Einklang mit üblicher Unternehmenspraxis soll diese Ermächtigung nunmehr erneuert werden, und 

zwar für die gesetzlich zugelassene Höchstdauer von fünf Jahren. Zu TOP 7 wird deshalb 

vorgeschlagen, die Gesellschaft zu ermächtigen, bis zum 18. Juni 2029 eigene Aktien in Höhe von 

bis zu 10% des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals oder – falls 

dieses geringer ist – des zum Zeitpunkt der jeweiligen Ausübung der vorliegenden Ermächtigung 

bestehenden Grundkapitals zu erwerben. 

Bei der Entscheidung über die Verwendung der eigenen Aktien wird sich der Vorstand allein von 

den Interessen der Aktionäre und der Gesellschaft leiten lassen. Der Vorstand wird der 

Hauptversammlung über eine Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermächtigung berichten. 

Bei dem Erwerb eigener Aktien ist der Grundsatz der Gleichbehandlung gemäß § 53a AktG zu 

wahren. Der hier vorgeschlagene Erwerb der Aktien über die Börse oder durch ein öffentliches 

Kaufangebot trägt diesem Grundsatz Rechnung. Sofern ein öffentliches Kaufangebot überzeichnet 

ist, muss der Erwerb pro rata erfolgen. Maßgebend ist insoweit das Verhältnis der Anzahl der 

jeweils von einzelnen Aktionären angebotenen Aktien zueinander. Eine bevorrechtige Annahme 

geringer Stückzahlen von bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär sowie eine Rundung 

nach kaufmännischen Grundsätzen können vorgesehen werden. Die Möglichkeit zur 

kaufmännischen Rundung dient der Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien. Insoweit 

kann die Anzahl der von einzelnen andienenden Aktionären zu erwerbenden Aktien so gerundet 

werden, dass abwicklungstechnisch der Erwerb ganzer Aktien dargestellt werden kann. 

Für die Wiederveräußerung erworbener eigener Aktien sieht das Gesetz grundsätzlich den Verkauf 

über die Börse vor. Nach den Bestimmungen des § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG kann die 

Hauptversammlung die Gesellschaft auch zu einer anderen Form der Veräußerung als über die 

Börse ermächtigen. Der Vorstand soll entsprechend ermächtigt werden, neben dem Verkauf über 

die Börse die Veräußerung durch Angebot an alle Aktionäre vorzunehmen, wobei in diesem Fall 

das Bezugsrecht für Spitzenbeträge ausgeschlossen ist. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts 



 

 

für Spitzenbeträge würde die technische Durchführung der Veräußerung und die Ausübung des 

Bezugsrechts erheblich erschwert. 

Die Hauptversammlung kann zudem eine andere Veräußerung in entsprechender Anwendung von 

§ 186 Abs. 3 und Abs. 4 AktG beschließen. Demgemäß soll die Veräußerung der erworbenen 

eigenen Aktien in den unter lit. e) des Beschlussvorschlages aufgeführten Fällen auch unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre erfolgen können. 

So sieht der Beschluss eine Ermächtigung des Vorstands vor, die erworbenen eigenen Aktien ganz 

oder zum Teil im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen sowie beim Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen 

Wirtschaftsgütern, insbesondere Forderungen (auch gegen die Gesellschaft), anzubieten oder zu 

verwenden. Die Gesellschaft soll in der Lage sein, bei sich bietenden Gelegenheiten gezielte 

Unternehmens- oder Beteiligungserwerbe im Rahmen ihres satzungsgemäßen 

Unternehmensgegenstands durchzuführen. Inhaber von Unternehmen und Beteiligungen erwarten 

als Gegenleistung für die Veräußerung des Unternehmens bzw. der Beteiligung häufig Aktien der 

erwerbenden Gesellschaft. Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung wird die Gesellschaft in die 

Lage versetzt, bei konkreten Akquisitionsvorhaben, bei denen sie möglicherweise im Wettbewerb 

mit anderen Interessenten steht, schnell und flexibel etwa vorhandene eigene Aktien als 

Gegenleistung zu verwenden und damit unter Umständen auf eine andernfalls erforderliche 

Erhöhung des Grundkapitals gegen Sacheinlagen verzichten zu können. Auch die Gewährung von 

Aktien für den Erwerb sonstiger Wirtschaftsgüter liegt im Interesse der Gesellschaft, wenn die 

erworbenen Wirtschaftsgüter für die Tätigkeit der Gesellschaft von Nutzen oder für die Finanz-, 

Vermögens- oder Ertragslage der Gesellschaft von Vorteil sind und ein Erwerb gegen Barzahlung 

nicht oder nicht zu angemessenen Konditionen möglich ist. Auch diese Arten der Verwendung 

setzen wiederum rechtstechnisch voraus, dass das Bezugsrecht der Aktionäre auf die eigenen 

Aktien der Gesellschaft insoweit ausgeschlossen wird, was so im Beschluss vorgesehen ist. 

Ferner sieht der Beschluss die Ermächtigung des Vorstands vor, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

die erworbenen eigenen Aktien in anderer Weise als über die Börse oder durch Angebot an alle 

Aktionäre zu veräußern, wenn die erworbenen eigenen Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis 

veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und 

Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Ein etwaiger Abschlag 

vom aktuellen Börsenpreis wird nach derzeitigem Diskussionsstand in Höhe von bis zu 5% des 

Börsenpreises für zulässig gehalten. Mit dieser Ermächtigung wird auch von der in § 71 Abs. 1 Nr. 

8 AktG in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit 

zum Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. Insgesamt werden die Vermögens- und 

Stimmrechtsinteressen der Aktionäre bei einer Veräußerung der eigenen Aktien an Dritte unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre auf der Grundlage von § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 

angemessen gewahrt. Die Ermächtigung beschränkt sich auf insgesamt höchstens 10% des 

bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft. Diese Grenze darf weder im Zeitpunkt des 



 

 

Wirksamwerdens der Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung 

überschritten werden. Auf diese Begrenzung auf 10% des Grundkapitals sind die im 

Beschlussvorschlag genannten Aktien anzurechnen, insbesondere solche unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gewährte Aktien aus genehmigtem Kapital. Für Aktionäre, die am Erhalt ihrer 

Stimmrechtsquote interessiert sind, besteht grundsätzlich die Möglichkeit, eine entsprechende 

Anzahl von Aktien an der Börse hinzuzuerwerben. Vorstand und Aufsichtsrat sind der Auffassung, 

dass dieser Handlungsrahmen unter Berücksichtigung der Strategie der Gesellschaft den 

Interessen der Gesellschaft dient und auch unter Berücksichtigung der Interessen der Aktionäre 

angemessen ist. Insbesondere durch die Begrenzung der Zahl der zu veräußernden Aktien und 

die Verpflichtung zur Festlegung des Veräußerungspreises der eigenen Aktien nahe am 

Börsenkurs werden die Aktionäre vor einer Wertverwässerung ihrer Anteile angemessen 

geschützt. 

Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien 

Personen zum Erwerb anzubieten, die im Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einem mit ihr 

verbundenen Unternehmen stehen oder standen. Dabei handelt es sich um eine Ermächtigung zur 

Ausgabe von sogenannten Belegschaftsaktien. Der vorgeschlagene Bezugsrechtsausschluss ist 

Voraussetzung für die Ausgabe von solchen Belegschaftsaktien. Die Verwendung von eigenen 

Aktien zur Ausgabe von Belegschaftsaktien ist nach dem Aktiengesetz auch bereits ohne 

Ermächtigung durch die Hauptversammlung zulässig (§ 71 Abs. 1 Nr. 2 AktG), dann aber nur zur 

Ausgabe an Arbeitnehmer innerhalb eines Jahres nach Erwerb (§ 71 Abs. 3 Satz 2 AktG). 

Demgegenüber wird hier der Vorstand ermächtigt, ohne Beachtung einer Frist die eigenen Aktien 

als Belegschaftsaktien einzusetzen. Über die Ausgabebedingungen entscheidet der Vorstand im 

Rahmen des durch § 71 Abs. 1 Nr. 2 AktG eröffneten Spielraums. Er kann die Aktien dabei 

insbesondere im Rahmen des Üblichen und Angemessenen unter dem aktuellen Börsenkurs zum 

Erwerb anbieten, um einen Anreiz für den Erwerb zu schaffen. Die Nutzung vorhandener eigener 

Aktien statt einer Kapitalerhöhung oder einer Barleistung kann wirtschaftlich sinnvoll sein; die 

Ermächtigung soll insoweit die Flexibilität erhöhen. 

Des Weiteren sieht die Ermächtigung vor, dass die Aktien nach Wahl der Gesellschaft an Erfüllungs 

statt für die variable Vergütung an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft gewährt werden 

können. Anstelle der diesen Personen zustehenden variablen Vergütung kann die Gesellschaft 

also eigene Aktien liefern. Die Berechnung der zu gewährenden Anzahl der Aktien richtet sich nach 

den jeweils letzten Aktienkursen (Schlusskurse) der Aktie der Gesellschaft im XETRA-Handel der 

Frankfurter Wertpapierbörse an den ersten drei Handelstagen nach der Hauptversammlung, die 

den Jahresabschluss der Gesellschaft für das Geschäftsjahr, auf das sich der Anspruch auf 

variable Vergütung bezieht, entgegennimmt. Die eigenen Aktien sind von dem Empfänger für einen 

Zeitraum von mindestens drei Jahren seit der Übertragung zu halten. Ausschließlich der 

Aufsichtsrat der Gesellschaft entscheidet im Rahmen seiner Vergütungskompetenz darüber, ob 

und in welchem Umfang diese eigenen Aktien anstelle der variablen Vergütung diesen Personen 

geliefert werden sollen. Der vorgeschlagene Bezugsrechtsausschluss ist Voraussetzung für die 



 

 

Ausgabe der Aktien. Die Nutzung vorhandener eigener Aktien statt einer Kapitalerhöhung kann 

wirtschaftlich sinnvoll sein; die Ermächtigung soll insoweit die Flexibilität der Gesellschaft erhöhen. 

§ 87 AktG sieht im Hinblick auf variable Vergütungsbestandteile der Vorstandsmitglieder unter 

anderem vor, dass diese auch Komponenten auf mehrjähriger Bemessungsgrundlage enthalten 

sollen. Es ist anerkannt und üblich, dass hierunter auch aktienbezogene Komponenten fallen. Da 

in der Ermächtigung eine angemessene Mindestsperrfrist sowie eine Zuteilung und Übertragung 

der Aktien zu dem jeweils aktuellen Börsenkurs festgelegt sind, ist sichergestellt, dass das 

Bezugsrecht der Aktionäre nicht unverhältnismäßig und nur im Interesse der Gesellschaft 

ausgeschlossen wird. 

Schließlich soll der Vorstand ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 

zurückerworbenen Aktien zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (Scrip Dividend) 

zu verwenden, indem der Dividendenanspruch des Aktionärs ganz oder teilweise zum Erwerb von 

Aktien verwendet wird. Es kann je nach Kapitalmarktsituation vorzugswürdig sein, die 

Durchführung einer Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien so auszugestalten, dass der 

Vorstand zwar allen Aktionären, die dividendenberechtigt sind, unter Wahrung des allgemeinen 

Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) eigene Aktien zum Bezug gegen Abtretung ihres 

Dividendenanspruchs anbietet und damit wirtschaftlich den Aktionären ein Bezugsrecht gewährt, 

jedoch das Bezugsrecht der Aktionäre auf neue Aktien rechtlich ausschließt. Ein solcher 

Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht die Durchführung der Aktiendividende zu flexibleren 

Bedingungen. Angesichts des Umstands, dass allen Aktionären die eigenen Aktien angeboten 

werden und überschießende Dividendenbeträge durch Barzahlung der Dividende abgegolten 

werden, erscheint ein Bezugsrechtsauschluss in diesem Fall als gerechtfertigt und angemessen. 

Darüber hinaus schafft die Ermächtigung die Möglichkeit, das Bezugsrecht der Aktionäre bei einer 

Veräußerung der Aktien durch Angebot an alle Aktionäre zugunsten der Inhaber der von der 

Gesellschaft und ihren verbundenen Unternehmen ausgegebenen Optionsrechte, 

Wandelschuldverschreibungen und Wandelgenussrechte teilweise auszuschließen. Hintergrund 

dafür ist, dass Wandel- und Optionsanleihebedingungen nach gängiger Praxis Regelungen 

enthalten, wonach für den Fall eines Bezugsangebots an die Aktionäre der Gesellschaft auf neue 

Aktien der Wandlungs- oder Optionspreis nach Maßgabe einer Verwässerungsschutzformel zu 

ermäßigen ist, wenn den Inhabern der Wandlungs- oder Optionsrechte nicht ein Bezugsrecht auf 

Aktien in dem Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung ihrer Wandlungs- oder 

Optionsrechte beziehungsweise Erfüllung einer etwaigen Wandlungspflicht zustehen würde. Die 

hier vorgeschlagene Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss gibt dem Vorstand in solchen 

Situationen die Wahl zwischen diesen beiden Gestaltungsvarianten. 

Die auf Grund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen eigenen Aktien können zudem von 

der Gesellschaft ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung eingezogen werden. 

Entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG kann die Hauptversammlung der Gesellschaft die 

Einziehung ihrer voll eingezahlten Stückaktien beschließen, auch ohne dass damit eine 



 

 

Herabsetzung des Grundkapitals der Gesellschaft erforderlich wird. Die vorgeschlagene 

Ermächtigung sieht neben der Einziehung mit Kapitalherabsetzung diese Alternative ausdrücklich 

vor. Durch eine Einziehung der eigenen Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich automatisch 

der rechnerische Anteil der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft. Der Vorstand 

soll daher auch ermächtigt werden, die erforderlich werdende Änderung der Satzung hinsichtlich 

der sich durch eine Einziehung verändernde Anzahl der Stückaktien vorzunehmen. 

Auf Grund der vorstehenden Erwägungen liegt aus Sicht von Vorstand und Aufsichtsrat die 

vorgeschlagene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien im Interesse der Aktionäre und kann es 

im Einzelfall rechtfertigen, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Vorstand und 

Aufsichtsrat werden daher in jedem Einzelfall prüfen und abwägen, ob die Gewährung eigener 

Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts im überwiegenden Interesse der Gesellschaft liegt. 

 
Düsseldorf, im Mai 2024 
 
 
mVISE AG 
Der Vorstand 


